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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

2010 hatte die Nationalratsfraktion von CVP, EVP und GLP die Einführung einer
Einbürgerungscharta gefordert. Demnach sollen einbürgerungswillige Personen eine
Charta unterzeichnen, in der sie bekunden, die Werte der Verfassung wie Rechtsstaat,
Demokratie oder Grundrechte zu respektieren. Bei einer Nichteinhaltung der Charta
kann die Einbürgerung nochmals überprüft werden. Diese Motion wurde vom
Nationalrat in der Herbstsession 2011 mit 97 zu 89 Stimmen angenommen. 1

MOTION
DATUM: 28.09.2011
NADJA ACKERMANN

Im Jahr 2011 nahm der Nationalrat eine Motion der CVP/EVP/glp-Fraktion betreffend
der Einführung einer Einbürgerungscharta entgegen dem Ablehnungsantrag des
Bundesrates an. Der Ständerat hingegen lehnte die Motion im Frühjahr 2012 auf Antrag
seiner Kommission aus zwei Gründen ab: Erstens bilde der Entwurf der Totalrevision
des Bürgerrechtsgesetzes bereits eine gesetzliche Grundlage für eine solche Charta
und zweitens verstiesse die Möglichkeit der Aberkennung des Bürgerrechts gegen die in
der Verfassung geforderte Gleichbehandlung. 2

MOTION
DATUM: 05.03.2012
NADJA ACKERMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Rahmen der ausserordentlichen Session zu Migration überwies der Nationalrat ein
Postulat der CVP/EVP/glp-Fraktion betreffend der Erneuerung von
Aufenthaltsbewilligungen von EU/EFTA-Bürgern im Falle von Arbeitslosigkeit. In einem
Bericht soll die Landesregierung darlegen, wie die nach Ansicht der Verfasser der
Motion zu liberale Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen eingeschränkt werden könnte.
Die Verfasser des Postulats störten sich insbesondere daran, dass auch Ausländer,
welchen die Arbeitslosigkeit droht, die Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung relativ
einfach erhalten. 3

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

1) AB NR, 2011, S. 1724
2) AB SR, 2012, S. 76 f.
3) Po. 10.3064: AB NR, 2011, S. 1724;
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